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Wahlprüfstein  

Handelsverband Deutschland - 

HDE e.V. 
Thema 1: Mehr unternehmerische Freiheit und weniger Bürokratie 

Wie plant Ihre Partei, die unternehmerische Freiheit zu stärken und die Bürokratiebelastung für 

Unternehmen zu reduzieren? 

Wir wollen von Seiten der Bundesregierung stärker auf die EU-Kommission einwirken, das Thema 

von Beginn an in Gesetzgebungsverfahren mitzudenken. Länder und Kommunen müssen bei der 

Gesetzgebung eingebunden werden, damit die Verwaltungen im direkten Kontakt besser auf die 

Bedürfnisse der Bürger*innen eingehen können. Entscheidend ist aber auch:  Die weit überwiegende 

Anzahl gesetzlicher Regelungen dient der Einhaltung wichtiger Schutzstandards. Hier den Rotstift 

anzusetzen ist für uns kein redlicher und rechtmäßiger Bürokratieabbau. Wichtig ist für uns, bereits 

im Entwurfsstadium neuer Gesetze durch die neu eingeführten „Praxis-Checks“ einen größeren 

Fokus auf die Praxistauglichkeit zu legen. Mit dem eingeführten Monitoring-Bericht der 

Bundesregierung sind alle Schritte transparent nachvollziehbar. Auch die Arbeit des Nationalen 

Normenkontrollrats spielt hier eine wichtige Rolle, dessen Expertise wir stärker einbinden wollen. 

 

Thema 2: Arbeitsmarkt stärken, Fachkräfte sichern und Tarifautonomie erhalten 

Wie plant Ihre Partei, die Attraktivität der beruflichen Bildung zu erhöhen und die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf zu verbessern? Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um die 

Beitragsbelastungen durch die Sozialversicherung zu begrenzen und die Tarifautonomie zu stärken? 

Notwendig sind gute Ausbildung und Investitionen in die Qualifizierung. Wir werden die Förderung 

von regionalen Verbünden, Weiterbildungsagenturen und Transformationsclustern fortsetzen. Es 

braucht niedrigschwellige Beratungsangebote. Berufsbilder sollten so weiterentwickelt werden, dass 

die Beschäftigten über den gesamten Lebenslauf hinweg mit neuen Entwicklungen Schritt halten 

können. Berufstätige Eltern ebenso wie ihre Arbeitgeber:innen sind darauf angewiesen, dass Kitas 

und Schulen allen Kindern verlässliche Betreuung und gute Bildung garantieren. Der ab 2026 

schrittweise geltende Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder gilt. Wir werden 
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die Tarifbindung deutlich erhöhen. Wir wollen mehr Netto vom Brutto für die arbeitende Mitte der 

Gesellschaft und die große Mehrheit der Einkommensteuerpflichtigen entlasten. 

Versicherungsfremde Aufgaben im Gesundheitswesen sollen zukünftig ausreichend aus 

Steuermitteln finanziert werden. Wir werden ein solidarisch finanziertes Pflegesystem, das für allen 

Menschen stabile Beiträge gewährleistet und vor finanzieller Überforderung Pflegefall schützt, 

schaffen. 

 

Thema 3: Innovationsfreundlichen Rechtsrahmen fördern 

Welche konkreten Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um insbesondere im Hinblick auf den 

Einsatz von KI einen innovationsfreundlichen Rechtsrahmen zu schaffen? Wie stellen Sie zudem 

einen praktikablen und wirtschaftlich umsetzbaren Datenschutz sicher? 

Künstliche Intelligenz hält riesige Chancen für uns bereit. Sie kann nur dann breitflächig in unsere 

Unternehmen, öffentlichen Verwaltungen und in unser aller Alltag einziehen, wenn sie 

vertrauenswürdig ist. Wir werden den europäischen Digital-Services-Act umsetzen und zügig eine 

Aufsicht mit klaren Kontaktpunkten für Unternehmen aufbauen. Darüber hinaus fördern wir den 

Einsatz von KI in der Breite.  Wir wollen deshalb über den Deutschlandfonds und den “Made in 

Germany”-Bonus Investitionen in KI, z.B. in den Ausbau von Rechenzentren, anreizen. Die DSGVO hat 

sich grundsätzlich bewährt, aber es braucht Vereinfachungen und Anpassungen. Wir wollen die 

Zusammenarbeit der verschieden Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder stärken 

sowie eine einheitliche Auslegung der DSGVO. Das spart Unternehmen Bürokratie und erleichtert 

Innovationen. Unternehmen sollen sich künftig auch bei länderübergreifenden Vorhaben an nur eine 

Aufsichtsbehörde wenden können. 

 

Thema 4: Energiekosten senken: Stromsteuer für alle runter 

Wie wollen Sie sicherstellen, dass die Energiekosten für den Einzelhandel gesenkt werden, um die 

Wettbewerbsfähigkeit und die Erholung der Wirtschaft zu fördern? 

Wir brauchen bezahlbare Energie, sonst geht unseren Unternehmen, vom Einzelhandel bis zur 

Schwerindustrie, die Energie aus. Wir werden deswegen weiter massiv investieren in eine sichere und 

bezahlbare Energieversorgung durch Erneuerbare Energien, um international wettbewerbsfähige 

Energiepreise zu erzielen. Dazu bauen wir weiter die Erneuerbaren aus und setzen gleichzeitig bei 

den Preistreibern an: Die Netzentgelte wollen wir zunächst stabilisieren und dann bei 3 Cent deckeln. 

Die Stromsteuer soll auch langfristig für das produzierende Gewerbe auf 0,05 Cent abgesenkt 

bleiben. Damit soll die derzeitige Belastung für Haushalte und Unternehmen im Durchschnitt 
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halbiert und dauerhaft Planungssicherheit geschaffen werden – für Investitionen, aber auch für den 

Umstieg auf klimafreundliche Technologien. 

Thema 5: Fairer Wettbewerb mit Drittstaatenanbietern 

Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um faire Wettbewerbsbedingungen gegenüber 

Drittstaatenanbietern wie Temu und Shein sicherzustellen? 

Ziel unserer Wirtschafts- und Digitalpolitik ist, den Onlinehandel sicherer und fairer zu machen. 

Dabei muss zum einen die Durchsetzung von geltendem Recht auf EU-, Bundes- und Landesebene 

verbessert werden. Dazu gehört die Stärkung der Marktüberwachung und des Zolls. Zum anderen 

müssen die Pflichten der Online-Plattformanbieter nach dem europäischen Digital-Services-Act 

konsequent durchgesetzt werden. Daneben muss der Gesundheits- und Verbraucherschutz 

verbessert und geltendes Recht, wo nötig, auch vereinfacht werden. Auf europäischer Ebene sollte 

durch die Überprüfung der 1,50-Euro-Freigrenze beim Paketversand ein Einfallstor für teils illegale 

oder gesundheitsschädliche Einfuhren aus Drittstaaten geschlossen werden. Letztlich wird man auch 

eine umfangreiche Aufklärungskampagne brauchen, um den Verbraucher:innen die Konsequenzen 

von Beschaffungen auf solchen Plattformen aus Drittstaaten vor Augen zu führen. 

 

Thema 6: Elektroladeinfrastruktur bedarfsgerecht und nutzerfreundlich ausbauen 

Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um den Ausbau der Elektroladeinfrastruktur 

bedarfsgerecht und nutzerfreundlich zu gestalten? 

Wir werden weiterhin konsequent den Ausbau einer flächendeckenden Ladeinfrastruktur für Pkw 

und Lkw vorantreiben. Ziel ist, dass das Laden so einfach und so niedrigschwellig wie Tanken wird. 

Neben dem Ausbau des Ladenetzes an Autobahnen, werden wir deswegen auch die Kommunen 

dabei unterstützen Genehmigungsverfahren für Ladesäulen so effizient und einheitlich wie möglich 

zu gestalten. Die Nationale Leitestelle Ladeinfrastruktur leistet als koordinierende Behörde hierzu 

einen wichtigen Beitrag. Außerdem müssen die Strompreise an der Ladesäule niedriger werden, 

damit das E-Auto für alle Bürger:innen zu einer realistischen Alternative für Verbrenner wird. Auch 

hierfür ist die Deckelung der Netzentgelte ein wichtiger Hebel. Zusätzlich braucht es aber auch mehr 

Wettbewerb beim Angebot. Diesen wollen wir u.a. durch mehr Preistransparenz an den Ladesäulen 

ankurbeln. 
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Thema 7: Innenstädte vitalisieren 

Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um die Vitalität der Innenstädte zu fördern? Wie 

stehen Sie zu gelegentlichen und verlässlichen Sonntagsöffnungen im stationären Einzelhandel? 

Ortskerne sind das Herz unserer Kommunen. Diese stehen aber vor Herausforderungen wie dem 

Rückgang von Einzelhandel und kulturellen Einrichtungen. Um diese zu stärken, setzt die SPD auf 

Multifunktionalität: Flächen sollen für Naherholung, Einzelhandel sowie Kultur und Soziales genutzt 

werden, wobei die Zugänglichkeit für alle Menschen wichtig ist. Ein bewährtes Instrument zur 

Entwicklung dieser Zentren ist die Städtebauförderung, die seit 1971 besteht und seitdem 

kontinuierlich weiterentwickelt wird.  Ziel ist, die Städte als Wirtschafts- und Wohnstandorte zu 

stärken, Mängel zu beheben, alte Industrieflächen für lokale Bedarfe zu nutzen und die Städte und 

Gemeinden an die Klimaveränderungen anzupassen. Daran wollen wir auch in Zukunft festhalten 

und die aktuellen Mittel von 790 Millionen Euro erhöhen. Zukünftige Projekte werden zudem durch 

das Programm "Nationale Projekte des Städtebaus" gefördert. Kein Handlungsbedarf besteht - auch 

im Hinblick auf die Beschäftigten - bei den Sonntagsöffnungszeiten. Hier entscheiden im Übrigen die 

Länder nach den örtlichen Gegebenheiten. 

 

Thema 8: Unternehmenssteuer reformieren 

Welche Schritte wird Ihre Partei unternehmen, um die Steuerlast der Unternehmen zu senken? Wie 

stehen Sie konkret zur Abschaffung der Hinzurechnung von gezahlten Mieten und Pachten zum 

steuerpflichtigen Gewerbeertrag, um insbesondere innerstädtische Einzelhändler zu entlasten? 

Wir wollen Unternehmen steuerlich entlasten, aber nicht durch pauschale Steuersenkungen, 

sondern mit gezielten Anreizen für Investitionen in Deutschland.  Wir wollen eine Investitionsprämie 

(„Made in Germany“-Bonus) einführen. Mit dieser Investitionsprämie für bestehende Unternehmen 

und Neuansiedlungen soll jede Investition in Maschinen und Geräte (sog. Ausrüstungsinvestitionen) 

mit 10 Prozent der Anschaffungskosten direkt und unkompliziert über eine Steuererstattung 

gefördert werden. Die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen bewirken eine Stabilisierung und 

damit eine höhere Planbarkeit des Gewerbesteueraufkommens. Die Kommunen können auf die 

Gewerbesteuereinnahmen nicht verzichten. Diese Mittel brauchen sie u.a., um die Attraktivität der 

Innenstädte zu erhalten. Die Gewerbesteuermehrbelastung durch die Hinzurechnung der 

Gebäudemieten ist im Übrigen sehr moderat. Durch den Hinzurechnungsfreibetrag von 200.000 Euro 

bleiben kleine und mittlere Einzelhändler von der Hinzurechnung ausgenommen. Einzel- und 

Personenunternehmen werden durch die Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer 

vollständig oder ganz überwiegend entlastet.   

 


